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(3) Schöffen und Hilfsschöffen, die bei dem Amtsge­
richt Gelsenkirchen-Buer eingesetzt oder gewählt 
sind, werden entsprechend ihrer Wahl für den Rest 
oder die nächste Amtszeit dem Amtsgerichtsbezirk 
Gelsenkirchen zugewiesen. Für die Bestimmung der 
Reihenfolge der Heranziehung der Schöffen und 
Hilfsschöffen gelten die §§ 44 und 45 Absatz 1 und 2 
des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

(4) Schöffen, die im Zeitpunkt der Aufhebung des 
Amtsgerichts Gelsenkirchen-Buer in der Hauptver­
handlung einer Strafsache mitwirken, gelten für diese 
Hauptverhandlung als Schöffen des Amtsgerichts 
Gelsenkirchen unabhängig der §§ 44 und 45 Absatz 1 
und 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

(5) Stehen Schöffen und Hilfsschöffen bei dem Amts­
gericht Gelsenkirchen nach Zuweisung der Schöffen 
und Hilfsschöffen des Amtsgerichts Gelsenkirchen­
Buer nicht in der für die Fortführung der strafrechtli­
chen Aufgaben erforderlichen Zahl zur Verfügung, so 
findet für die laufende Amtsperiode eine Nachwahl 
auf Grund der Vorschlagslisten der Stadt Gelsenkir­
chen statt. Für die Nachwahl gilt § 52 Absatz 6 Satz 2 
und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

(6) Das Justizministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die in Absatz 1 und § 11 Nummer 
12 bestimmten Termine um bis zu 12 Monate zu ver­
schieben, wenn dies wegen des Standes der Bauarbei­
ten für das Justizzentrum Gelsenkirchen geboten ist." 

2020 
301 

Artikel 2 

Aufhebung des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Gliederung und die Bezirke der 
ordentlichen Gerichte und anderer Gesetze 

Das Dritte Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Gliederung und die Bezirke der ordentlichen Gerichte 
und anderer Gesetze vom 13. Januar 2009 (Gv. NRW 
S. 75) wird aufgehoben. 

2020 
Artikel 3 

Änderung des Ruhrgebiet-Gesetzes 

Das Ruhrgebiets-Gesetz vom 9. Juli 1974 (Gv. NRW 
S. 256, ber. 1975 S. 130), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 13. Januar 2.009 (Gv. NRW S. 75), wird 
wie folgt geändert: 

In § 26 Absatz 4 werden nach den Wörtern "Amtsgericht 
Gelsenkirchen-Buer" die Wörter "bis zum 31. Dezember 
2015" eingefügt. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 25. Oktober 2011 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Finanzminister 
zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L. S.) Dr.Norbert Walter-Borjans 

Für den Minister 
für Inneres und Kommunales 

und den Justizminister 
Die Ministerin 

für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- Gv. NRW 2011 S. 539 
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Gesetz zur Weiterentwicklung der Schulstruktur 

in N ordrhein-Westfalen 
(6. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Vom 25. Oktober 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Weiterentwicklung der Schulstruktur 
in Nordrhein-Westfalen 

(6. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Artikel 1 
Änderung des Schulgesetzes 

Das Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Schulgesetz NRW SchulG) vom 15. Februar 2005 (Gv. 
NRW S. 102), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 
2011 (GV. NRW S. 205), wird wie folgt geändert: 

Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 17 wird ,,§ 17 a Sekundarschule" eingefügt. 

b) In § 83 werden die Wörter "Organisatorischer Zusam­
menschluss von Schulen, Teilstandorte" durch die 
Wörter " Grundschulverbund, Teilstandorte von Schu­
len" ersetzt. 

§ 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: "Die Schulfor­
men sind so zu gestalten, dass die Durchlässigkeit 
zwischen ihnen gewahrt und die Zusammenarbeit 
zwischen den einzelnen Schulen gefördert wird." 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort "Realschule" ein 
Komma und die Wörter "die Sekundarschule" einge-
fügt. . 

§ 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach der Angabe ,,§ 17 
Abs. 1" ein Komma und die Angabe ,,§ 17a Abs. 1" 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern "der 
Realschule" ein Komma und die Wörter "der Sekun­
darschule" eingefügt. 

Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

,,§ 17a 
Sekundarschule 

(1) In der Sekundarschule können alle Abschlüsse der 
Sekundarstufe I "mit oder ohne Zuordnung zu unter­
schiedlichen Schulformen erreicht werden. Sie bereitet 
die Schülerinnen und Schüler darauf vor, ihren Bil­
dungsweg in der gymnasialen Oberstufe, an einem 
Berufskolleg oder in der Berufsausbildung fortzusetzen. 

(2) Die Sekundarschule umfasst die Klassen 5 bis 10. Sie 
gewährleistet in allen Organisationsformen auch gymna­
siale Standards und stellt die Möglichkeit zum Erwerb 
der allgemeinen Hochschulreife über mindestens eine 
verbindliche Kooperation mit einem Gymnasium, einer 
Gesamtschule oder einem Berufskolleg sicher. 

(3) Der Unterricht findet in den Klassen 5 und 6 in inte­
grierter und binnendifferenzierender Form im Klassen­
verband statt. Ab der Klasse 7 kann der Unterricht inte­
griert, teilintegriert oder in mindestens zwei getrennten 
Bildungsgängen (kooperativ) erteilt werden. Bei Einrich­
tung von zwei Bildungsgängen werden diese auf der 
Grundlage unterschiedlicher Anforderungsebenen gebil­
det. Die Grundebene orientiert sich an den Anforderun­
gen der Hauptschule und der Realschule, die Erweite­
rungsebene an denen der Realschule und des 
Gymnasiums. Bei teilintegrierter oder kooperativer 
Unterrichtsorganisation kann der Unterricht teilweise in 
gemeinsamen Lerngruppen erteilt werden. 

(4) An der Sekundarschule werden der Hauptschulab­
schluss, derHauptschulabschluss nach Klasse 10 und der 
mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) vergeben. 
Mit dem mittleren Schulabschluss wird nach Maßgabe 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung die Berechti­
gung zum Besuch der Einführungsphase der gymnasialen 
Oberstufe, für Schülerinnen und Schüler mit besonders 
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guten Leistungen auch zum Besuch der Qualifikations­
phase erteilt." 

§ 80 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aal Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

"Soweit Gemeinden, Kreise und Landschaftsver­
bände Schulträgeraufgaben nach § 78 zu erfüllen 
haben, sind sie verpflichtet, für ihren Bereich eine 
mit den Planungen benachbarter Schulträger ab­
gestimmte Schulentwicklungsplanung zu betrei­
ben. Sie dient nach Maßgabe des Bedürfnisses 
(§ 78 Abs. 4) der Sicherung eines gleichmäßigen 
und alle Schulformen und Schularten umfassen­
den Bildungs- und Abschlussangebots in allen 
Landesteilen." 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

ce) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

"Die oberen Schulaufsichtsbehörden beraten die 
Schulträger dabei und geben ihnen Empfehlun­
gen." 

b) Absatz 2 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze 
ersetzt: 

"Die Schulträger sind verpflichtet, in enger Zusam­
menarbeit und gegenseitiger Rücksichtnahme auf ein 
regional ausgewogenes, vielfältiges und umfassendes 
Angebot zu achten und benachbarte Schulträger 
rechtzeitig anzuhören, die durch die Planungen in 
ihren Rechten betroffen sein können. Dabei sind auch 
die Angebote der Berufskollegs und der Weiterbil­
dungskollegs zu berücksichtigen. Sofern es sich bei 
dem Schulträger um eine kreisangehörige Gemeinde 
handelt, ist der Kreis im Hinblick auf seine Aufgaben 
gemäß § 78 Abs. 4 frühzeitig über die Planungen zu 
unterrichten. Macht ein benachbarter Schulträger 
eine Verletzung eigener Rechte geltend und hält der 
Schulträger an seiner Planung fest, kann jeder der 
beteiligten Schulträger ein Moderationsverfahren bei 
der oberen Schulaufsichtsbehörde beantragen. Die 
beteiligten Schulträger können auch die Moderation 
durch eine andere Stelle vereinbaren. Das Ergebnis 
der Abstimmung mit benachbarten Schulträgern und 
des Moderationsverfahrens ist festzuhalten." 

c) Absatz 3 Sätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

"Bei der Errichtung neuer Schulen muss gewährleis­
tet sein, dass andere Schulformen, soweit ein entspre­
chendes schulisches Angebot bereits besteht und wei­
terhin ein Bedürfnis dafür vorhanden ist, auch 
künftig in zumutbarer Weise erreichbar sind. Bei der 
Auflösung von Schulen muss gewährleistet sein, dass 
das Angebot in zumutbarer Weise erreichbar bleibt, 
soweit dafür ein Bedürfnis besteht." 

d) In Absatz 4 Satz 1 wird nach dem Wort "Realschulen," 
das Wort "Sekundarschulen," eingefügt. 

e) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

,,(7) Die Träger öffentlicher Schulen und die Träger 
von Ersatzschulen informieren sich gegenseitig über 
ihre Planungen. Die Träger öffentlicher Schulen kön­
nen bestehende Ersatzschulen in ihren Planungen 
berücksichtigen, soweit deren Träger damit einver­
standen sind." 

§ 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter "sowie den 
organisatorischen Zusammenschluss von Schulen" 
gestrichen. 

b) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben. 

§ 82 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort "Klasse" 
ein Komma und die Wörter "für Gesamtschulen und 
für Sekundarschulen 25 Schülerinnen und Schüler" 
eingefügt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 
und 4. 

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

,,(5) Sekundarschulen müssen mindestens drei Paral­
lelklassen pro Jahrgang haben. Wird diese Mindest­
größe unterschritten, kann eine Sekundarschule fort­
geführt werden, wenn sich aus der Schulentwick­
lungsplanung ergibt, dass dies im Planungszeitraum 
nur vorübergehend der Fall ist und den Schülerinnen 
und Schülern der Weg zu einer anderen Sekundar­
schule mit mindestens drei Parallelklassen pro Jahr­
gang nicht zugemutet werden kann." 

§ 83 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 83 
Grundschulverbund, Teilstandorte von Schulen 

(1) Grundschulen mit weniger als zwei Klassen pro Jahr­
gang sollen, wenn der Schulträger deren Fortführung für 
erforderlich hält, zur Erreichung angemessener Klassen­
und Schulgrößen im Sinne von § 81 Abs. 1 möglichst als 
Teilstandort geführt werden (Grundschulverbund). 

(2) Grundschulverbünde können auch aus Gemein­
schaftsgrundschulen und Bekenntnisgrundschulen oder 
Weltanschauungsgrundschulen gebildet werden. An dem 
bekenntnisgeprägten oder weltanschaulich geprägten 
Standort werden Schülerinnen und Schüler nach den 
Grundsätzen dieses Bekenntnisses oder dieser Weltan­
schauung unterrichtet und erzogen. §§ 26 und 27 finden 
auf einen solchen Standort entsprechende Anwendung. 

(3) Besteht ein Grundschulverbund aus Standorten 
unterschiedlicher Schularten, müssen beide Schularten 
in der Schulleitung (§ 60) vertreten sein. An einem 
bekenntnisgeprägten oder weltanschaulich geprägten 
Standort nehmen eine Teilschulkonferenz und eine Teil­
schulpflegschaft die darauf bezogenen Belange wahr. 

(4) Eine Sekundarschule kann mit allen Parallelklassen 
mehrerer Jahrgänge an einem und allen Parallelklassen 
der übrigen Jahrgänge an anderen Teilstandorten geführt 
werden (horizontale Gliederung). Sie kann mit mindes­
tens fünf Parallelklassen pro Jahrgang einen Teilstandort 
mit zwei Parallelklassen pro Jahrgang führen, wenn nur 
dann das schulische Angebot der Sekundarstufe I in 
einer Gemeinde gesichert wird (vertikale Gliederung). 
Weitere Ausnahmen bei vertikaler Gliederung sind in 
begründeten Einzelfällen möglich, wenn das fachliche 
Angebot und die Qualitätsstandards nicht eingeschränkt 
werden. 

(5) Schulen können in begründeten Fällen an Teilstand­
orten in zumutbarer Entfernung geführt werden. Ab­
sätze 1 bis 4 bleiben unberührt. 

(6) In den Fällen der Absätze 1 bis 5 darf durch die Bil­
dung von Teilstandorten kein zusätzlicher Lehrerstellen­
bedarf entstehen. Der Schulträger ist verpflichtet, die 
sächlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass der 
ordnungsgemäße Unterricht nicht beeinträchtigt wird." 

Artikel 2 
Übergangsvorschriften 

(1) Schulen, die an dem zum 1. August 2011 begonnenen 
Schulversuch "Längeres gemeinsames Lernen - Gemein­
schaftsschule" teilnehmen, können bis zum Ablauf des 
Schuljahres 2019/2020 und danach auslaufend nach den 
Versuchsbedingungen arbeiten. 
Ab 1. August 2020 werden sie kraft dieses Gesetzes als 
Sekundarschule gemäß § 17 a SchulG geführt, wenn sie 
nur die Sekundarstufe I umfassen, oder als Gesamtschule 
gemäß § 17 SchulG, wenn sie die Sekundarstufen I und 
II umfassen. Die gesetzliche Mindestgröße muss.gewähr­
leistet sein. Auf Antrag des Schulträgers ist die Uberfüh­
rung auch vorher möglich. Gemeinschaftsschulen, die die 
Sekundarstufen I und II umfassen, können Kooperati­
onspartner gemäß § 17 a Abs. 2 Satz 2 SchulG sein. 

(2) Das Ministerium kann auf Antrag des Schulträgers 
und nach Anhörung der betroffenen Schulen an bis zu 15 
Schulen beginnend mit dem Schuljahr 2013/2014 oder 
dem Schuljahr 2014/2015 für einen Zeitraum von zehn 
Schuljahren und danach jahrgangsstufenweise auslau­
fend erproben, ob durch den Zusammenschluss mit einer 
Grundschule zu einer Schule die Chancengerechtigkeit 
und die Leistungsfähigkeit des Schulwesens erhöht wer­
den und die Schülerinnen und Schüler dadurch zu besse-
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ren Abschlüssen geführt werden können. Außerdem soll 
hierbei erprobt werden, wie im Hinblick auf die demo­
grafische Entwicklung und die sich wandelnde 
Abschlussorientierung der Eltern weiterhin ein wohnort­
nahes Schulangebot ermöglicht werden kann. Die Aner­
kennung der Abschlüsse in den Ländern der Bundesre­
publik Deutschlanq.. muss gesichert sein. Die näheren 
Regelungen über Anderungen und Ergänzungen der 
Unterrichts inhalte, der Unterrichtsorganisation, über die 
Formen der Schulverfassung und der Schulleitung sowie 
über die Rahmenbedingungen trifft das Ministerium. 

(3) Die Arbeit der Schulen nach Absatz 1 und Absatz 2 
wird wissenschaftlich begleitet und ausgewertet. Das 
Ministerium berichtet dem Landtag bis 31. Dezember 
2016 über das Ergebnis der Arbeit der Schulen nach 
Absatz 1 und zum 31. Juli 2020 über das Ergebnis der 
Arbeit der Schulen nach Absatz 2. 

(4) Die Schulträger sind berechtigt, bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes genehmigte organisatorische Zusammen­
schlüsse von Schulen nach Maßgabe des § ~3 Abs. 1 bis 3 
in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Anderung des 
Schulgesetzes vom 27. Juni 2006 (GV. NRW S. 278) bis 
zum Ablauf des Schuljahres 2019/2020 und danach aus­
laufend fortzuführen. Ab 1. August 2020 werden sie kraft 
dieses Gesetzes als Sekundarschulen gemäß § 17 a 
SchulG geführt. Die gesetzliche Mindestgröße muss stets 
gewährleistet sein. Auf Antrag des Schulträgers ist die 
Anderung auch vorher möglich. 

(5) Die Genehmigung von Sekundarschulen gemäß § 17 
a SchulG bedarf bis zum Ablauf des Schuljahres 
201512016 der Zustimmung des Ministeriums. 

Artikel 3 
Überprüfung 

Die Landesregierung überprüft die Auswirkungen der 
Einführung der Sekundarschule und der neuen Regelun­
gen zur Gemeindegrenzen überschreitenden Schulent­
wicklungsplanung' gemäß § 80 und unterrichtet den 
Landtag bis zum 31. Dezember 2016 über das Ergebnis. 

Artikel 4 
Inkrafttrettm 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 25. Oktober 2011 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 

Der Finanzminister 
zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L. S.) Dr.Norbert Walter-Borjans 

Für die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung, 

den Minister 
für Inneres und Kommunales 

und den Justizminister 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

- Gv. NRW 2011 S. 540 
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Gesetz zu:.: Änderung des Gesetzes 
zur Eingliederung der Versorgungs ämter 

in die allgemeine Verwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

- Eingliederungsgesetz -
Vom 25. Oktober 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Eingliederung der Versorgungsämter 

in die allgemeine Verwaltung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Artikel! 

Das Gesetz zur Eingliederung der Versorgungsämter in 
die allgemeine Verwaltung des Landes Nordrhein-West­
falen vom 30. Oktober 2007 (GV.NRW S. 482) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter "Die Auf­
sicht führt die" durch die Wörter "Aufsichtsbe­
hörde und Widerspruchs behörde ist die" ersetzt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
angefügt: 

,,(4) Die fachlich zuständige oberste Aufsichtsbe­
hörde wertet die Erfahrungen mit der Aufgaben­
übertragung als Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach 

. Weisung nach den Absätzen 2 und 3 aus und 
berichtet dem Landtag hierüber bis zum 31. 
Dezember 2014." 

2. § 7 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

,,(1) Die Aufgaben der Versorgungsämter in den Be­
reichen der arbeitsmarktpolitischen Förderpro­
gramme gehen mit Wirkung vom 1. Januar 2008 auf 
die Bezirksregierung über, in deren Bezirk das jewei­
lige Versorgungsamt seinen Sitz hat, soweit die Auf­
sicht keine abweichenden Regelungen für einzelne 
Förderprogramme trifft ': 

3. Der bisherige § 23 wird einschließlich der Anlagen 1 
und 2 aufgehoben. § 23 erhält folgende neue Fassung: 

,,§ 23 
Belastungsausgleich 

(1) Für die wesentlichen Belastungen, die den Land­
schaftsverbänden, Kreisen und kreisfreien Städten 
durch dieses Gesetz entstehen, gewährt das Land 
einen finanziellen Ausgleich nach Maßgabe der fol­
genden Absätze. Zusätzlich erstattet es die für die 
Beamten gemäß § 9 entstehenden Versorgungsleistun­
gen einschließlich der Beihilfeleistungen nach Eintritt 
in den Ruhestand. Ferner trägt das Land die Perso­
nalkosten für die Tarifbeschäftigten gemäß § 10. 
Daneben werden Sach- und Dienstleistungen nach 
Maßgabe des § 24 und ein finanzieller Ausgleich für 
den fachbezogenen Sachaufwand gemäß § 26 zur Ver­
fügung gestellt. 

(2) Der finanzielle Ausgleich gemäß Absatz 1 Satz 1 
umfasst Pauschalbeträge für 

1. den Personalaufwand für die Beamten gemäß § 9 
im aktiven Dienstverhältnis (Absatz 4), 

2. den Personalaufwand für Nachersatz (Absatz 5), 

3. den allgemeinen Sachaufwand (Absatz 6). 

Die voraussichtliche Gesamthöhe des finanziellen 
Ausgleichs ab dem Jahr 2011 ergibt sich aus der Kos-
tenfolgeabschätzung in Anlage 1. Anlage 1 

(3) Der Personalbedarf der Landschaftsverbände, 
Kreise und kreisfreien Städte für die Wahrnehmung 
der Aufgaben nach §§ 2 bis 5 und 8 Absatz 2 ab dem 
1. Januar 2011 in den einzelnen Aufgabenbereichen 
und seine Aufteilung ergeben sich aus Anlage 2. Auf Anlage 2 
der Grundlage des Personalbedarfs gemäß Satz 1 
wird der finanzielle Ausgleich für Personalaufwand 
und allgemeinen Sachaufwand gemäß Absatz 2 für 
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